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297 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (185 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über öffentliche Schutz­
impfungen' gegen üb'ertragbare Kinder-

lähmung. 

. Die zahlenmäßig bedeutendste und gefähr­
lIchste Ursache der virusbedingten Erkrankungen 
~es . Zentralnervensystems st-elltdas Poliomyeli­
tisvIrus dar, der Erreger .der übertragbaren Kin­
derlähmung. Diese Krankheit bildet eine beson­
dere Gefahr für die Volksgesundheit da sie in 
vielen FäHen Dauer1/chäden in Form' von Läh­
mungen zur Folge hat und bei dieser Krankheit 
überdies die Sterblichkeitsquote außerordentlich 
hoch ist. Durch die Vornahme -aktiver Schutz­
impfungen kann, wiie die Erfahrung gezeigt hat, 
die Anfälligkeit der Bevölkerung gegen übertrag­
bare Kinderlähmung weitgehend herabgesetzt 
und vor allem das Auftreten von Dauerlähmun­
gen in hohem Maße verhindert werden. 

Der vorliegende Ges.etzentwurf g,eht von der 
überlegung aus, daß Biekämpfungsmaßnahmen 
ge?en .die übertra.gbare Kinderlähmung epide­
mIOlogisch nur dann ins Gewicht hllen, wenn sich 
weiteste Bevölkerungsgruppen in Fo-rm von 
öffentlichen Impfaktionen der aktiven Schutz­
impfung geg.en diese Krankheit unterziehen. Die 
öffentliche Schutzimpfung soll nur auf Grund 
freiwilliger Meldung der Impflinge vorgenom­
men we'rdendürfen. über -die Vornahme ein-er 
Schutzimpfung ist eine Impfbescheinigting aus­
zustellen, die dem Impfling auszufolgen ist. Im 
Hinblick auf das öffentliche Interesse ist die Aus­
stellung der Impfbescheinigung von der Stempel­
gebührenpflicht befr,eit. Die Bezirksverwaltungs­
behö·rde hat über die Vornahme ,der öffentlichen 
Schutz,impfungen Vormerkungen zu führen, 
durch die die Behörde in die Lage vers·etzt wer­
den soll, die Wirksamkeit und Unschädlichkeit 
solcher Impfungen lauf.end überwachen zu kön­
nen. Der Gesetzentwurf ·enthält ferner Bestim­
mungen darüber, inwieweit die durch die Vor-

nahme öffentlicher Schutzimpfungen entstehen­
den Kosten durch die öffentliche Hand getragen 
werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 16. No­
vember 1960 in Anwesenheit von Bundesmi­
nist-er für soziale Verwaltung Pro k s c h be­
raten und nach einer Debatte, an der sich außer 
dem BeriChterstatter die Abgeordneten Dr. K a n­
du t s c h, U h 1 i r, Re ich, Ku 1 h a n e k, 
Voll man n, Dr. S eh ö n bau e r und Bun­
desminister Pro k sc h beteiligten, mit mehre­
ren Abänderungen einstimmig angenommen. 

Zu den Abänderungen ist folgendes zu be­
merken: 

Zu § 1: 

Zum Unterschied von der ursprünglichen Fas­
sung des § 1 Abs. 1 si-eht dieser Absatz nunmehr 
die ausschließliche Verwendung eines Impf­
stoffes aus lebenden, abgeschwächten Erregern 
(attenuierten Viren) vor. Ein solcher Impfstoff 
verleiht nicht nur einen individuellen Schutz, 
sondern verbürgt auch eine' Immunisierung wei­
tester Bevölkerungsschichten gegen die übertrag­
bare Kinderlähmung. Aus diesem Grunde hat 
der beim Bundesministerium für soziale Verwal­
tung bestehende Oberste Sanitätsrat die Durch­
führung der Immunisierung mit Lebendviren 
an Stelle der in österreich bisher angewandten 
Impfung mit abgetöteten Erregern empfohlen. 
Die vom Obersten Sanitätsrat empfohlene Imp­
fung mit lebenden, abgeschwäChten Erregern 
wurde im Ausland in Fo-rm von Massenimpfun­
gen bereits an über 80 Millionen Menschen mit 
Erfolg und ohne Auftreten von Impfzwischen­
fällen vorgenommen. 

Zu § 3: 

Die Festsetzung der Imphermine kann nicht 
den unteren Verwaltungsinstanzen überlassen 
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werden, weil bei der Schutzimpfung mit Lebend-. 
viren au~:epidemiologisd1en Grunden eine z·eit­
liehe Koordination der Immunisierungen uner­
läßlim ist. Eine solche Koordination ist nur bei 
Festsetzung der Termine durch das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung selbst ge­
währleistet, ,das aum den notwendig,en genauen 
überblick über die epidemiologisme Gesamt­
situation besitzt. § 3 Ahs'. 1 sieht daher die Fest­
setzungder öffentlimen Impftermine durm die 
oberste Gesundheitsbehörde vor. 

Zu § 8: 

Dem § 8 wird ein zweiter Absatz angefügt. 
Durm die angefügte Bestimmung soll eine un­
günstige Beeinflussung ,der Wirksamkeit der 
öffentlichen Smutzimpfungen durch private 
Impfungen gegen übertragbare Kinderlähmung 
hintangehalten werden. Eine solme namteilige 
Beeinflussung könnte eintreten, wenn Schutz~ 
impfungen gegen übertragbare Kinderlähmung 
mit Lebendimpfstoff zwischen den öffentlichen 
Impfterminen oder während ,der öffentlimen 
Impftermine mit einem Lebendimpfstoff einer 
anderen Virentype durchgeführt werden, als es 

Rosa R ü c k 
Berichterstatter 

Bundesgesetz vom über 
öffentliche Schutzimpfungen gegen übertrag­

qare Kinderlähmung. 

Der Nationalrat hat besmlossen: 

§ 1. (1) Eine öffentliche Schutzimpfung im 
Sinne ,dieses Bundesgesetzes ist die Einverleibung 
eines gemäß den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes zugelassenen Impfstoffes aus lebenden, 
abgesmwächten. Erregern (att,enuierten Viren) 
durch einen behördlim bestellten Impfarzt zum 
Zwecke der Immunisierung gegen übertragbare 
Kinderlähmung. 

(2) Die öffentliche Smutzimpfung umfaßt die 
Grundimmunisierung und die allenfalls notwen-

. digen Auffrismungsimpfungen. ' 

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung hat unter Berücksimtigung des jewei­
ligen Standes der medizinismen Wissensmaft die 
bei den öff·entlimen Sd1Utzimpfungen anzuwen-

die bei der öffentlichen Schutzimpfung verwen­
dete Type ist. 

Zu § 11: 

Die Neufassung des § 11 sieht für alle Jugend­
limen eine kostenlos·e Impfung ohne Prüfung der 
Einkommensverhältnisse vor. Gleimzeitig wird 
das Lebensalter, bis zu welmem ein,e solme Imp­
fung aus Mitteln der öffentlichen Hand getragen 
wird, auf das 21. Lebensjahr erhöht. 

Zu § 12: 

§ 12 enthält nunmehr Strafbestirrimung.en, 
durm welche die Nimteinhaltung der -in dem 
Gesetzentwurf vorgesehenen Pflimten unter 
Sanktion gestellt wird. Der bisherige § 12 erhält 
die Bezeimnung § 13. 

Der Ausschuß für soziale Vc·rwaltung stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an ge- •. / 
s chi 0 s sen enG e.s e t z e ·n t w u r f die ver- . 
fassungsmäßige Zustimmung erteileri. 

Wien, am 16. November 1960 

Hillegeist 
Obmann 

denden Methoden und zu beamtenden Vor­
sichten durm Verordnung zu bestimmen. 

§ 2. Die öffentliche Smutzimpfung darf nur 
auf Grund freiwilliger Meldung der Impflinge 
vorgenommen werden; bei nimteigenberemtig­
ten Personen ist die vorherige Zustimmung des 
gesetzlimen Vertreters nachzuweisen. Die Zu­
stimmung umfaßtdas Einverständnis zur Vor­
nahme der Grundimmunisierung und der allen­
falls notwendigen Auffrismungsimpfungen. 

§ 3. (1) Die öffentlim·en Sd1utzimpfungen sind 
jeweils zu öffentlimen Impfterminen, die vom 
Bundesministerium für ,soziale Verwaltung f.est­
zusetzen sind, vorzunehmen. 

(2) Die öffentlimen Impftermine sind so fest­
zusetzen, daß in den der Impfung folgend~n 
Sommermonaten bereits ein ausreimender Impf­
s,mutz zu erwarten ist. 

(3) Treten Umstände auf, die bei Vornahme 
der öffentlimen Smut,zimpfung zum festgesetzten 
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öffentlichen Impf termin eine gesundheitlich un­
günstige Beeinflussung von Personen befürchten 
lassen, hat hierüber der Lan.deshauptmann un­
verzüglich dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung zu herichten. 

§ 4. Die zur Vornahme der öffentlichen Schutz­
impfungen erforderlichen Impfärzte sind vom 
Landeshauptmann aus dem Kreise der Amtsärzr.e 
und bei Bedarf aus dem Kreise der sonstigen, zur 
selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes in 
österreich berechtigten Arzte zu bestellen. 

§ 5. (1) Die Gemeinden haben die für die Vor­
nahme der öffentlichen Schutzimpfung notwen­
digen Räume und das erforderliche Inventar be­
reitzustellen. Die Räume müssen so beschaffen 
sein, daß sie eine Trennung des Warteraumes 
vom Impfraum gestatten. Für den Impfarzt ist 
eine Waschgelegenheit bereitzustellen. 

(2) Den Gemeinden obliegt ferner die Beistel­
lung des für die Aufsicht über die Impflinge und 
für die Durchführung der Schreibarbeiten not­
wendigen Personals; dieses hat den Ariordnungen 
des Impfarztes Folge zu leisten. 

§ 6. (1) Ober die Vornahme einer öffentlichen 
Schutzimpfung ist eine Impfbescheinigung auszu­
stellen. Die Impfbescheinigung ist dem Impfling 
auszufolgen; dieser hat sie bei jeder weiteren 
Schutzimpfung mitzubringen. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über die 
Vornahme der öffentlichen Schutzimpfungen 
Vormerkungen zu fUhren. In diese Vormer­
kungen sind alle fiir die Durchführung der Imp­
fung sowie für die Auswertung der Impferfolge 
wesentlichen Umstände einzutragen. 

§ 7. (1) Für öffentliche Schutzimpfungen darf 
nur ein Impfstoff zugelassen werden, der wirk­
sam und unschädlich ist. 

(2) Ober die Zulassung eines Impfstoffes hat 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zu entscheiden; vor seiner Entscheidung hat das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung ein 
Gutachten des Obersten Sanitätsrates einzuholen." 

(3) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn Um­
stände hervorkommen oder auftreten, die zu be­
rechtigtem Zweifel hinsichtlich der Wirksamkeit 
oder der Unschädlichkeit des Impfstoffes Anlaß 
geben. 

§ 8. (1) Schutzimpfungen gegen übertragbare 
Kinderlähmung, die nicht als öffentliche Schutz­
impfungen im Sinne des § 1 Abs. 1 vorgenommen 
werden, sind vom impfenden Arzt der für seinen 
Berufssitz zuständigen Bezirksverwaltungsbe­
hörde umgehend zu melden. 

(2) Nichtöffentliche Schutzimpfu1}gen gegen 
übertragbare Kinderlähmung dürfen mit Impf" 
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stoff aus lebenden, abgeschwächten Erregern 
(attenuie:rten Viren) nur während der öffent­
lichen Impf termine sowie unter Einhaltung der 
bei den öffentlichen Schutzimpfungen anzuwen­
denden Methoden und zu beachtenden Vor­
sichten (§.1 Abs. 3) vorgenommen werden. 

§ 9. Jeder zur selbständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigte Arzt hat ihm in 
seiner beruflichen Tätigkeit bekanntgewordene 
gesundheitliche Störungen, die nach seinem ärzt­
lichen Ermessen mit einer Schutzimpfung gegen 
übertragbare Kinderlähmung im Zusammenhang"" 
stehen können, der Bezirksverwaltungsbehörde 
seines Berufssitzes umgehend anzuzeigen. 

§ 10. Die Ausstellung der Impfbescheinigung 
(§ 6 Abs. 1) ist von der Stempelgebührenpflicht 
befreit. 

§ 11.(l) Die Gemeinden haben für die Kosten 
der ihnen gemäß § 5 obliegenden Auf.gaben ein­
schließlich der Betriebskosten ,der für die öffent­
liche Schutzimpfung benützten R~ume aufzu­
kommen. 

(2) Der Bund hat di,e Kosten des Impfstoffes 
zu übernehmen, der für die öffentliche Schutz­
impfung von Personen bis zum vollendeten 
21. Lebensjahr benötigt wird. 

(3) Die Länder haben den sonstigen Aufwand 
zu bestreiten, der sich aus der Durchführung der 
öffentlichen Schutzimpfung von Personen bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahr ergibt. Die nach 
Abs. 1 bestehende Verpflichtung der Gemeinden 
wird hiedurch nicht berührt. 

(4) Von den Fällen der Abs. 2 und 3 abgesehen, 
sind die Kosten der öffentlichen Schutzimpfung 
vom Impfling zu tragen. 

§ 12. Es macht sich einer Verwaltungsüber­
tretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu 
30.000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen zu 
bestrafen, wer 

a) als impfender Arzt die im § 8 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes vorgeschriebene Meldung 
unterläßt; 

b) als impfender Arzt die Vorschriften des § 8 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes nicht beachtet; 

c) als zur selbständigen Berufsausübung" be­
rechtigter Arzt der im § 9 dieses Bundes­
gesetzes festgelegten Anzeigepflicht nicht 
na,chkommt. 

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist da's Bundesministerium für soziale 
Verwaltung, hinsichtlich der §§ 10 und 11 im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Finanzen, betraut. 
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